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Stellungnahme zum Verpackungsrecht-Durchführungsgesetz (VerpackDG) 

(Bundesratsdrucksache 98/26) 

 

 
Der Bundesverband Naturkost Naturwaren (BNN) e.V. vertritt Einzelhandels-, Großhandels- und 

herstellende Unternehmen der Biolebensmittel- und Naturwarenbranche. Zu unseren Mitgliedern 

gehören insbesondere kleine und mittlere Unternehmen in Deutschland. Die BNN-

Mitgliedsunternehmen beschäftigen insgesamt rund 18.000 Mitarbeitende.  

 

Inhalt und Einordnung von PPWR und VerpackDG 

Der BNN begrüßt die Ziele der europäischen Verpackungsverordnung (PPWR/VO (EU) 2025/40), 

Verpackungsabfälle zu reduzieren und die Kreislaufwirtschaft zu stärken. Zugleich besteht aus 

unserer Sicht erheblicher Handlungsbedarf, um zusätzliche bürokratische Belastungen zu vermeiden. 

Die nationale Ausgestaltung der PPWR durch das Verpackungsrecht-Durchführungsgesetz 

(VerpackDG) sollte daher genutzt werden, um praxisgerechte Lösungen zu schaffen. 

Besonders kritisch bewerten wir die Verlagerung regulatorischer Pflichten auf 

Handelsunternehmen - die in der Biobranche, anders als im konventionellen Lebensmittelhandel, 

überwiegend KMU sind - beim Bezug von Waren aus anderen EU-Mitgliedstaaten und 

Drittländern. Während bislang die herstellenden Unternehmen für Registrierung, Systembeteiligung 

und Mengenmeldungen verantwortlich sind, wird künftig vielfach der Handel zum „Hersteller“ im 

regulatorischen Sinne.  

 

Folgen für betroffene Unternehmen 

Dies führt zu erheblichem Mehraufwand: Handelsunternehmen müssen Verpackungsdaten 

zahlreicher ausländischer Lieferanten beschaffen, Mengen berechnen und melden sowie zusätzliche 

Registrierungen vornehmen. Gleichzeitig werden die herstellenden Unternehmen mit wiederholten 

Anfragen verschiedener Abnehmer belastet, obwohl die relevanten Daten bereits bei ihnen 

vorliegen. 
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Für KMU sind die Auswirkungen besonders gravierend. Häufig verantwortet eine einzelne Person 

im Qualitätsmanagement neben vielen weiteren Aufgaben auch den Verpackungsbereich. Die 

Erhebung, Prüfung und laufende Aktualisierung von Verpackungsdaten für zahlreiche Produkte und 

Lieferanten verursacht erhebliche zusätzliche Kosten und Verwaltungsaufwände. Hinzu kommen 

Risiken durch Mehrfachmeldungen sowie unvollständige oder nicht standardisierte 

Datengrundlagen. 

Weitere Belastungen ergeben sich aus den vorgesehenen Kennzeichnungspflichten für importierte 

verpackte Waren aus Drittländern. Die hierfür erforderlichen Anpassungen bestehender Prozesse 

wären für viele Unternehmen praktisch kaum umsetzbar. 

 

Schlussfolgerung 

Wir appellieren daher an den Gesetzgeber, die nationalen Umsetzungsspielräume konsequent zu 

nutzen. Aus Sicht des BNN sind insb. folgende Punkte entscheidend: 

• Anerkennung bestehender Registrierungen und Systembeteiligungen innerhalb der EU, um 

Doppelstrukturen zu vermeiden 

• Verhältnismäßige Nachweis- und Kennzeichnungspflichten, die den Handel nicht zu Eingriffen in 

Herstellerprozesse zwingen 

• Ausreichende Übergangsfristen für die Einführung neuer Prozesse 

Die Transformation zu einer ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft kann nur gelingen, wenn 

Umweltziele mit praktikablen und verhältnismäßigen Verwaltungsstrukturen verbunden werden. 

Das Verpackungsrecht-Durchführungsgesetz sollte daher Bürokratie abbauen, statt zusätzliche 

Doppelstrukturen zu schaffen. 

 
 
 


